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Von Dt. Kurt C o h n ,  Oberrichter beim Obersten Gericht

Auch im Strafverfahren ist der Kassationsantrag zu­
lässig, wenn die angefochtene Entscheidung (Urteil oder 
Beschluß) einerseits rechtskräftig ist und anderseits 
auf Gesetzesverletzung beruht oder der Gerechtigkeit 
gröblich widerspricht. Er ist, im Gegensatz zu den 
Rechtsmitteln — einschließlich der sogenannten außer­
ordentlichen wie des Wiederaufnahmegesuches — dem 
Generalstaatsanwalt Vorbehalten, also weder den Lan­
desstaatsanwaltschaften, noch den sonstigen Prozeß­
beteiligten zugänglich. Daraus ergibt sich, daß er nur 
gestellt werden soll, wenn die anzufechtende Entschei­
dung vom Standpunkt des Staates und der Gesellschaft 
aus unerträglich erscheint. Er wird also nicht anzu­
bringen sein, wenn die angefochtene Entscheidung zwar 
abwegig, der Mangel aber vom Standpunkt des öffent­
lichen Interesses aus gleichgültig ist, wie etwa nor­
malerweise bei einer Verurteilung wegen Unter­
schlagung statt wegen Diebstahls oder bei einer ver­
hältnismäßig geringfügigen Uber- oder Unterschrei- 
tung des angemessenen Strafmaßes. Der Kassations­
antrag wird dagegen zu stellen sein, wenn etwa die 
Bedeutung des Arbeiterschutzes wesentlich vernach­
lässigt wird (ein Meister, dessen Fahrlässigkeit den 
Tod des Lehrlings verursacht, wird mit einer mäßigen 
Geldstrafe bestraft), wenn grobe Verstöße gegen Feuer­
schutzvorschriften mit schwersten, wirtschaftlichen 
Folgen infolge Verkennung des Begriffs der Fahrlässig­
keit unbestraft bleiben, wenn ungenügende Tatsachen­
erforschung (§ 244 StPO) zu einer möglicherweise un­
begründeten Freisprechung geführt hat.

In allen diesen Fällen steht die Entschließung über 
die Untragbarkeit einer Entscheidung, also den Anlaß 
zum Kassationsantrage, allein dem Generalstaatsanwalt 
zu; reicht er ihn ein, so hat das Oberste Gericht zu ent­
scheiden, ob der Antrag rechtlich begründet ist und 
Erfolg haben muß. Aus dem dargelegten Zweck des 
Kassationsverfahrens und der Stellung des General­
staatsanwalts in ihm ergeben sich für die Auslegung des 
Gesetzes über die Errichtung des Obersten Gerichts und 
der Obersten Staatsanwaltschaft, insbesondere für die 
Frage, wie weit die nach § 14 dieses Gesetzes anzuwen­
denden Vorschriften über die Revision in Strafsachen 
gelten sollen, einige wichtige Auslegungsgrundsätze.

Unter rechtskräftigen und daher nach § 12 des Ge­
setzes vom 8. Dezember 1949 kassationsfähigen Ent­
scheidungen sind alle — mit ordentlichem Rechtsmittel 
oder Einspruch — nicht anfechtbaren, also formal rechts­
kräftigen Entscheidungen zu verstehen, ohne Rücksicht 
darauf, ob sie inhaltlich einer materiellen Rechtskraft 
fähig sind, insbesondere zum völligen Verbrauch der 
Strafklage führen; denn das Kassationsverfahren soll 
die Beseitigung untragbarer, aber mit normalen Mitteln 
nicht angreifbarer Entscheidungen als solcher, nicht nur 
ihrer materiellen Folgen, ermöglichen. Als kassations­
fähig sind also, in Übereinstimmung mit der bisherigen 
Praxis des Thüringischen Oberlandesgerichts, z. B. auch 
Revisionsurteile anzuerkennen, durch die das Urteil 
des Untergerichts in vollem Umfang aufgehoben und 
das Verfahren an dieses zurückverwiesen worden ist. 
Eine andere Rechtsauffassung würde das Untergericht 
zwingen, eine vom Kassationsgericht für abwegig ge­
haltene Weisung des Revisionsgerichts zunächst aus­
zuführen und ein Urteil zu erlassen, das dann seiner­
seits, womöglich nach einer zweiten Revision, im Kas­
sationsverfahren aufgehoben werden müßte — ein 
justizpolitisch wie prozeßökonomisch unerträgliches 
Ergebnis. Ebenso sind Strafbefehle kassationsfähig, 
obwohl sie nach durchaus herrschender Meinung keine 
volle Konsumtionswirkung haben, nämlich einer spä­
teren Anklage aus einem in ihnen nicht gewürdigten 
Gesetze nicht entgegenstehen.

Der Kassationsantrag ist nur binnen eines Jahres seit 
Eintritt der Rechtskraft zulässig, abgesehen von den nach 
dem 8. Mai 1945 ergangenen, nach den bisherigen Ge­
setzen 'aber nicht kassationsfähigen Entscheidungen, 
für die die Jahresfrist mit dem Inkrafttreten des Ge­
setzes vom 8. Dezember 1949 beginnt. Da der Kas­
sationsantrag kein Rechtsmittel ist, muß' .diese Frist 
als Ausschluß-, nicht als Notfrist angesehen werden;

gegen ihre Versäumung kann also keine Wiederein­
setzung in den vorigen Stand gewährt werden. Das ist 
auch deshalb notwendig, weil die Durchbrechung der 
Rechtskraft durch Kassationsanträge begrenzt werden 
muß. Die Frist von einem Jahre reicht auch aus, da der 
Generalstaatsanwalt nicht an die Vorschrift des 
§ 344 StPO über die Revisionsbegründung und deren 
Fristen und Rügezwang für die Bemängelung ver­
fahrensrechtlicher Verstöße gebunden ist. An deren 
Stelle tritt für das Kassationsverfahren § 13 Abs. 2 des 
Gesetzes. „Der Antrag ist tatsächlich und rechtlich zu 
begründen.“ Daraus folgt, daß der Generalstaatsanwalt 
in seiner Begründung frei, insbesondere nicht an 
Formen oder Fristen gebunden ist. Die Begründung ist 
also, wenn auch der Generalstaatsanwalt zu ihr ver­
pflichtet ist und auf einen ohne Begründung eingegan­
genen Kassationsantrag keine Hauptverhandlung an­
beraumt werden würde, keine formale Voraussetzung 
des Verfahrens. Sie kann bis zum Schlüsse der Haupt­
verhandlung jederzeit schriftlich oder mündlich nach­
geholt, ergänzt oder geändert werden. Werden wesent­
liche Änderungen, z. B. eine Verschärfung des Be­
strafungsvorschlags so spät vorgebracht, daß sie dem 
Angeklagten nicht mehr rechtzeitig mitgeteilt werden 
können, so hat das lediglich zur Folge, daß das Oberste 
Gericht nach seinem Ermessen die Hauptverhandlung 
für eine angemessene Zeit verlegen oder aussetzen kann.

Da die Begründung des Kassationsantrages im 
Gegensatz zu der Begründung der Revision kein For­
malerfordernis ist, begründet sie auch grundsätz1 ich 
keine Bindung des Obersten Gerichts. Eine solche be­
steht lediglich an die R i c h t u n g  des Kassations­
antrages: Der Generalstaatsanwalt kann das Angriffs­
ziel des Kassationsantrages beschränken, z. B. auf das 
Strafmaß oder auf das Revisionsurteil des voraus­
gegangenen Verfahrens, so daß nach dessen Aufhebung 
im Kassationsverfahren das Urteil erster Instanz 
wieder in Kraft tritt, oder auf einen Teil der Ange­
klagten, so daß eine Milderung .des angefochtenen 
Urteils im Kassationsverfahren, entgegen dem für das 
Revisionsverfahren geltenden § 357 StPO, den übrigen 
Angeklagten nicht zugute kommt.

Die wichtigste Bestimmung der Richtung eines Kas­
sationsantrages wird in aller Regel die Erklärung des 
Generalstaatsanwalts sein, daß er seinen Antrag zu­
gunsten oder 'zu Lasten eines Angeklagten einlege. 
Auch sie bindet grundsätzlich das Oberste Gericht. Legt 
der Generalstaatsanwalt also einen Kassationsantrag 
zugunsten eines Angeklagten ein, so ist dessen 
Schlechterstellung — abgesehen von dem Grundsatz 
des Verbots der reformatio in peius — wegen dieser 
Bestimmung der Richtung des Kassationsantrages aus­
geschlossen. Ist das gesellschaftliche Interesse, eine Ver­
urteilung zu mildern oder durch eine Freisprechung zu 
ersetzen, so stark, daß der Generalstaatsanwalt als 
dessen Träger einen dahingehenden Kassationsantrag 
anbringt, so muß das Oberste Gericht den Kassations­
antrag, wenn es ihn für unbegründet hält, zwar ab­
weisen, darf aber keinesfalls entgegen dem gesellschaft­
lichen Interesse im umgekehrten Sinne entscheiden, 
also die Bestrafung verschärfen. Das gilt, im Gegen­
satz zum Berufungs- und Revisionsverfahren, aber 
grundsätzlich .auch umgekehrt. Wenn der General­
staatsanwalt aus seiner Überzeugung, das angefochtene 
Urteil sei so untragbar milde, daß es die Interessen 
der Gesellschaft gefährde, in seiner Eigenschaft als 
deren Schützer unter Durchbrechung der Rechtskraft 
die Verschärfung des Urteils beantragt, so kann das 
nicht zur Folge haben, daß der Angeklagte als Aus­
wirkung dieses Antrages eine Milderung des Urteils 
erreicht, die er. vom Gnadenwege abgesehen, sonst auf 
keine Weise hätte erzielen können. § 301 StPO — er 
gehört übrigens auch nicht eigentlich zu den in § 14 
des Gesetzes vom 8. Dezember 1949 angezogenen Vor­
schriften über die Revision, sondern zu denen über die 
Rechtsmittel im allgemeinen, denen ja der Kassations­
antrag nicht zuzuzählen ist — ist also nicht anwendbar. 
Das Oberste Gericht kann daher den Kassationsantrag, 
wenn es ihn nicht nur für unbegründet, sondern sogar 
die gegenteilige Rechtsfolge für angebracht hält, ledig-
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